
CAREkonkret 7

Heime

Nr. 13 // 30.3.2012

Die Landesregierung lobt das 
neue „Hessische Gesetz über Be-
treuungs- und Pflegeleistungen“ 
(HGBP) über den grünen Klee. 
Träger- und Wohlfahrtsverbän-
de indes sehen unisono keinen 
Grund zum Jubeln.

Wiesbaden (jen). Vor wenigen Ta-
gen erst ist das „Hessische Gesetz 
über Betreuungs- und Pflegeleis-
tungen“ (HGBP) in  Kraft getre-
ten (vgl. CAREkonkret 12/2013). 
Die Regierungskoalition aus CDU 
und FDP hatte es zuvor mit ihrer 
parlamentarischen Mehrheit auf 
den Weg gebracht. Derweil die 
oppositionellen Landtags-Grünen 
in Wiesbaden das Gesetz als „in-
haltlich unzulänglich und formal 
schlampig gemacht“ geißeln, 
sind Koalitionspolitiker voll des 
Lobes. Das Gesetz bestätige die 
„hohe Qualität der Betreuung und 
Pflege in Hessen“, meint Dr. Ralf-
Norbert Bartelt, sozialpolitischer 

Sprecher der CDU-Landtagsfrak-
tion. Leif Blum, FDP-Landtags-
abgeordneter und bis vor kurzem 
parlamentarischer Geschäftsfüh-
rer seiner Fraktion, spricht gar 
von einem „Meilenstein für qua-
litätsbewusste und am Menschen 
orientierte Pflege“.

Eine derart positive Sicht der 
Dinge haben die Abgeordneten 
von CDU und FDP aber offenkun-
dig exklusiv. Die privaten oder 
frei-gemeinnützigen Träger je-
denfalls kommen zu einer weni-
ger euphorischen Einschätzung. 
„Was lange währt, wird nicht 
zwangsläufig gut“, meint Mar-
kus Ahne, Geschäftsführer der 
Landesarbeitsgemeinschaft Al-
tenhilfe/Pflege der Caritas in Hes-
sen. Herausgekommen sei nach 
sechs Jahren Arbeit „ein Werk des 
Misstrauens“. So würden die Be-
treiber von Pflegeeinrichtungen 
verpflichtet, ihre Beschäftigten 
zu einer gewaltfreien und men-

schenwürdigen Pflege anzuhalten 
und „Vorkehrungen zum Schutz 
vor körperlichen und seelischen 
Verletzungen und Bestrafungen 
sowie anderen entwürdigenden 
Maßnahmen zu treffen“. „Auch 
der wohlmeinendste Zeitgenosse 
wird angesichts dieses Zerrbil-
des der professionellen Pflege ins 
Grübeln geraten“, meint Ahne, 
der das Gesetz zusammenfassend 
als „in Gänze uninspiriert und an 
vielen Stellen unklar“ bezeichnet.

Ins gleiche Horn stößt der Lan-
desverband Hessen des Verbandes 
Deutscher Alten- und Behinder-
tenhilfe (VDAB). Pflegeeinrich-
tungen kontrollieren und Pflege-
bedürftige schützen zu wollen sei 
ein „legitimes gesetzgeberisches 
Recht“, meint die hessische VD-
AB-Landesvorsitzende Manuela 
Freidhof. Da Heimgesetze auf 
Landesebene für das Erschei-
nungsbild der Pflege in der Öf-
fentlichkeit eine zentrale Rolle 

spielten, müsse man allerdings 
sehr genau darauf achten, „dass 
sich das HBPG in dieser Hinsicht 
nicht kontraproduktiv auswirkt.“

Nicht minder kritisch äußert 
sich Jochen Rindfleisch-Jantzon, 
hessischer Landesvorsitzender 
des Bundesverbandes privater 
Anbieter sozialer Dienste (bpa). 
Er kritisiert den „grundsätzlichen 
Webfehler“, dass auch ambulante 

Dienste unter das Gesetz fallen:  
„Der Landesgesetzgeber hat  hier 
seine Kompetenzen gehörig über-
schritten.“ Zudem atme das HGBP 
den „Geist des Misstrauens“, in-
dem Pflegende zu „potenziellen 
Tätern“ gemacht würden. „Den 
dringend benötigten Nachwuchs 
für den Pflegeberuf“, so der hes-
sische bpa-Chef, „gewinnt man so 
nicht!“ 

Reaktionen zum Hessischen Gesetz über Betreuungs- und Pflegeleistungen (HBPG)

Ein „Meilenstein“ oder ein „Werk des Misstrauens“?

Von Jörn Bachem 

Hessen hat sich mit seinem neuen Heimrecht viel Zeit gelassen. 
Langsamer sind nur Sachsen und Thüringen. Bald sechs Jahre hätten 
eigentlich ausreichen sollen, die Entwicklungen in anderen Ländern 
zu beobachten und nicht dieselben Fehler zu wiederholen. Aber auch 
da ist die Landesregierung recht ungerührt. Schon vor mehreren 
Wochen hat der Bayerische Verwaltungsgerichtshof die Veröffent-
lichung von Prüfberichten der Heimaufsicht gestoppt. Dabei hat er 
klar gemacht, dass die Vorgaben für die Veröffentlichung auch in den 
anderen Bundesländern viel zu dünn sind. Hessen schafft nun die 
kürzeste und inhaltsleerste Vorschrift. Die Träger wissen nicht, was 
auf sie zukommen wird. Und die angekündigte Rechtsverordnung 
wird die Mängel des Gesetzes aus verfassungsrechtlichen Gründen 
nicht reparieren können. Ob diese fragwürdige Transparenz neben 
den in Reform befindlichen Pflegenoten überhaupt jemand braucht, 
steht auf einem anderen Blatt. 

Der zweite große Vorwurf, den man Regierung und Landtagsmehr-
heit machen muss: In einem fast ein Jahr dauernden Gesetzgebungs-
verfahren haben sie es nicht geschafft, eine Regelung zu formulieren, 
die deutlich macht, ob und wie ambulante Dienste geprüft werden 
dürfen. Schon über das Ziel kann man streiten. Die Ausgestaltung ist 
das reine Versagen – vielleicht aber auch Kalkül. So kann man jeder 
Interessengruppe erklären, man habe es ihr recht machen wollen. 
Wie das Gesetz zu verstehen ist, müssen dann eben die Gerichte ent-
scheiden. Dritter großer Kritikpunkt: Bürokratieabbau sieht anders 
aus. Einige alte Anzeigepflichten wurden gestrichen, aber viel mehr 
neue eingeführt. Künftig sollen Einrichtungen sogar jede mögliche 
„erhebliche Beeinträchtigung der Lebensqualität“ von Bewohnern 
anzeigen müssen, ob sie nun vermeidbar ist oder nicht. Solche 
Selbstüberwachungspflichten sind in Deutschland ohne Beispiel und 
verfassungsrechtlich kaum haltbar. 

Es wäre genug Zeit gewesen, ein modernes, rechtlich und tech-
nisch sauberes Gesetz zu machen. Hessen hat das nicht geschafft.

Jörn Bachem Rechtsanwalt „Iffland & Wischnewski“, Darmstadt 
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Welche Qualität in Pflege und Betreuung ist zu gewähr-
leisten? Seit Juni 2011 gelten für alle Pflegeeinrichtungen 
die neuen „Maßstäbe und Grundsätze (MuG) für Qualität 
und Qualitätssicherung“ . Führungskräfte sind jetzt 
gefordert, die Änderungen in den folgenden Bereichen 
anzustoßen und umzusetzen:

 Pflegedokumentation
 QM und Qualitätsprüfung
 Fort- und Weiterbildung der Mitarbeiter
 Unterkunft und Verpflegung
 Anforderungen an die soziale Betreuung
 Kriterien der Ergebnisqualität

Rechtsexperte Ronald Richter erläutert 
alle Anforderungen verständlich und 
praxisorientiert. So sind Führungskräfte 
optimal vorbereitet.
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Erfurt. Der Landesverband Thü-
ringen der Arbeiterwohlfahrt 
(AWO) und die Krankenkasse 
AOK wollen bei der betrieblichen 
Gesundheitsvorsorge für die über 
1 200 Pflegekräfte der thüringi-
schen AWO zukünftig eng zusam-
menarbeiten. Einen entsprechen-
den Kooperationsvertrag haben 
Michael Hack, Geschäftsführer 
der AWO Alten-, Jugend- und So-
zialhilfe (AJS) gGmbH, und Ka-
tharina Hanisch, Regionalge-
schäftsführerin der AOK PLUS,  
jetzt in Erfurt unterzeichnet. 

Ziel ist es, in 32 AWO-Pflege-
heimen in Thüringen ein betrieb-
liches Gesundheitsmanagement 
aufzubauen, in dem speziell ge-
schulte Mitarbeiter der AWO zu-
sammen mit Experten der AOK 
betriebsbedingte Gesundheits-
risiken abbauen und präventive 
Maßnahmen fördern. 

Erste positive Erfahrungen 
wurden vorab bereits in einem 
gemeinsamen Pilotprojekt mit der 
AOK in einem AWO-Pflegeheim 
in Erfurt gesammelt. Daraus ent-
stand das Projekt „Sanus“, das 
durch den europäischen Sozial-
fonds (ESF) gefördert wird und 
diese Ergebnisse nun auf alle 
Pflegeeinrichtungen der AWO AJS 
gGmbH übertragen soll. 

Die Zusammenarbeit von AWO 
und AOK ist zunächst bis 2014 
angedacht und wird wissenschaft-
lich evaluiert.  

Gesundheitsvorsorge

AWO und AOK 
kooperieren


